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es tut gut im täglichen Bemühen um den Schutz der Umwelt, 
dass es immer wieder auch Grund zur Freude gibt. Die Verlei-
hung des international höchst renommierten Goldman-Preises 
an Wanze Eduards und Hugo Jabini ist ein solcher Anlass. Dass 
die Maroons in Surinam damit für ihren von ARA tatkräftig 
unterstützten Einsatz internationale Anerkennung erlangen, ist 
über die Landesgrenzen hinaus bedeutsam. Denn ihr wichtigster 
Erfolg, die formale Stärkung der Rechte indigener Völker durch 
den Interamerikanischen Gerichtshof, dürfte auch der Urbevöl-

kerung anderer lateinamerikanischer Länder zugute kommen.  

So erfreut wir bei ARA über die Auszeichnung unserer surinamesischen Freunde sind, so nach-
denklich stimmt uns die Entwicklung auf einem anderen langjährigen Arbeitsfeld. Der Einsatz von 
Altpapier insbesondere im Sektor Hygienepapiere stockt nicht nur, er ist trotz aller Aufklärungskam-
pagnen, die wir zusammen mit anderen Organisationen seit Jahren in Deutschland betreiben, rück-
läufig. Das Erstaunliche daran ist, dass es keinen anderen Rohstoffsektor gibt, wo sich Umwelt- wie 
Verbraucherinteressen so leicht und konsequent zur Deckung bringen lassen. Man ist es fast schon 
leid, immer wieder - ausgestattet mit seriösesten wissenschaftlichen Befunden - darauf hinzuweisen, 
dass es keinen Nutzungssektor von Papier gibt, in dem Recyclingprodukte Frischfasermaterialien 
unterlegen sind. Und dennoch: Der Verbraucher nutzt Recyclingpapiere nicht nennenswert.

Dafür kann es eigentlich nur zwei Gründe geben. Entweder glauben die meisten, mit dem 
Sammeln von Altpapier der Umweltpflicht in diesem so bedeutenden Ressourcenfeld bereits hinrei-
chend zu dienen (kaufen können die Recyclingprodukte ja andere). Oder es ist schlicht eine gewisse 
Ängstlichkeit, die Menschen etwa automatisch zu hochweißem Frischfaserpapier greifen lässt, wenn 
Bewerbungs- oder Behördenschreiben anstehen. Als würden die Argumente beeindruckender, wenn 
sie auf blütenweißem Frischfaserpapier (das gibt ś übrigens auch als Recyclingpapier) in einem 
ebensolchen Briefumschlag zugestellt würden.

Ich persönlich glaube, es ist eine verhängnisvolle Mischung aus mangelnder Zivilcourage und 
Verantwortungslosigkeit, die Firmen wie Privatpersonen veranlasst, sich nicht demonstrativ hinter 
den Recyclinggedanken zu stellen. 

Wie recht hat doch Hubert Markl, langjähriger Präsident der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
und der Max-Planck-Gesellschaft, mit seiner Feststellung: „Naturschutz ist eine Kulturaufgabe“.  

Ihr 

 	          Jürgen Wolters

Liebe Leserinnen und Leser, 
Liebe Mitglieder und Freunde,
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Blutige Proteste in Peru

Die Proteste der peruanischen Indianer 
waren erfolgreich, doch dafür musste ein ho-
her Preis bezahlt werden. Im Mai begannen 
Indianer im Nordosten des Landes, wichtige 
Straßen zu blockieren. Damit wollten sie ge-
gen mehrere Dekrete protestieren, mit denen 
die Regierung von Peru die Erschließung des 
Amazonas-Regenwaldes für Erdölbohrungen, 
Abholzungen und Landwirtschaft erleichtern 
will. Die Indianer befürchteten, dass damit die 
Umwelt und ihr Lebensraum zerstört werden.

Zwei Monate nach Beginn der Kämpfe 
lenkte die Regierung in Lima ein. Ende Juni 
hob das Parlament zwei strittige Dekrete auf. 
Zugleich kündigte Premierminister Yehude 
Simon seinen Rücktritt an. Damit reagierte 
er nach eigenem Bekunden auf die blutigen 
Auseinandersetzungen in der Ortschaft Bagua 
im Norden des Landes. Bei der gewaltsamen 
Auflösung einer Straßenblockade der Indianer 
durch Sicherheitskräfte starben mehr als 40 
Demonstranten und rund 20 Polizisten. 

Außerdem gewährte die Regierung dem 
Chef der wichtigsten Indianerorganisation Ai-
desep, Alberto Pizango, freies Geleit. Er hatte 
sich Anfang Juni in die Botschaft Nicaraguas 
geflüchtet, wo ihm politisches Asyl gewährt 
wurde. 

Aidesep hat die Aufhebung der Dekrete 
begrüßt. Nach der Anerkennung ihrer Organi-
sation als Vertretung der indigenen Gemeinden 
in der Amazonas-Region durch den Landwirt-
schaftsminister Carlos Leyton Muñoz fordert 
Aidesep nun die Schaffung einer Gesprächsat-
mosphäre von gegenseitigem Vertrauen. Dazu 
sei es notwendig, den Ausnahmezustand in 
der betroffenen Region aufzuheben und die 
Sicherheitskräfte in die Kasernen zurück zu 
beordern. 

Doch kaum eine Woche nachdem die In-
dio-Revolte im Amazonas-Gebiet entschärft 
war, erschüttern erneut soziale Proteste das 
südamerikanische Land. In den verarmten 
Anden-Provinzen Canchis und Andahuaylas 
haben tausende Bauern Straßenblockaden 
errichtet, um eigene Ziele durchzusetzen. 
Der Erfolg der Indios hat nach Einschätzung 
politischer Beobachter auch den Bauern Mut 
gemacht. Die Liste ihrer Forderungen ist lang 
und spiegelt die sozialen und wirtschaftlichen 
Folgen der Jahrhunderte langen Vernachlässi-
gung der Indio-Bauern durch den Staat wieder.

Amphibienkampagne 
kommt auf Touren

Zeitweise glich die ARA-Geschäftsstelle 
in den letzten Monaten einer Außenstelle der 
Stiftung Artenschutz. Mehrere tausend Am-
phibienschutzbroschüren wurden auf Anfor-
derung an Naturschutzgruppen, Schulen und 
andere interessierte Abnehmer verschickt. 
Die Nachfrage nach dem kleinen Handbuch 
zum aktiven Amphibienschutz fand reißenden 
Absatz. Jürgen Birtsch, der in enger Zusam-
menarbeit mit der Stiftung Artenschutz die 
Kampagne von der ARA-Geschäftsstelle aus 
betreut, freut sich über das positive Echo: „ 
Nicht nur der gute Absatz unserer 
Broschüre, sondern auch zahlreiche 
positive Rückmeldungen von Kam-
pagnenhelfern zeigen uns, dass 
wir auf dem richtigen Weg sind. 
Aber das darf nur der Anfang ge-
wesen sein“.

Inzwischen sind weltweit 
Hilfsprojekte angelaufen, wenn 
auch längst noch nicht in dem 
Umfang, wie es angesichts der 
bedrohlichen Situation der Am-
phibien erforderlich wäre. Und 
in der Tat braucht es noch 
deutlich mehr Unterstützung, 
um das gemeinsame Ziel von 
Stiftung Artenschutz, Zoo- und 
Naturschutzverbänden zu er-
reichen, dauerhaft eine große 
Unterstützerlobby für den 
Amphibienschutz aufzubauen. 
Jürgen Birtsch: „Wir bitten insbesondere 
Schulen um stärkere Mitarbeit“. 

Die Broschüre „Sei kein Frosch. Hilf uns!“ 
kann gegen 2,20 EUR in Briefmarken oder ge-
gen Rechnung auch bei ARA bezogen werden.

Weitere Informationen 
zur Amphibien-Kampagne 
gibt es unter www.rettet-
die-froesche.de.
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Mit Wäldern  
das Klima schützen?

Der schwierige Weg zu 
verringerter Entwaldung

Zwanzig Prozent der weltweiten Treibhausgase stammen aus Entwaldung. Doch während sich 
fast alle einig sind, dass die Klimaschutzziele ohne eine deutliche Verringerung des Waldver-

lustes nicht zu erreichen sind, gibt es intensive Diskussionen über den richtigen Weg. 

Vor zweieinhalb Jahren hat der Stern-Re-
port die Emissionsvermeidung im Waldbereich 
als eine kostengünstige und schnell wirkende 
Möglichkeit für den Klimaschutz beschrieben. 
Seitdem ist das Interesse an diesem Modell 
rasch gewachsen. Unter dem Kürzel REDD 
(Reducing Emissions from Deforestation and 
Degradation) wird intensiv diskutiert, ob und 
wie die Verringerung der Entwaldung Teil der 
jetzt angestrebten neuen UN-Klimavereinba-
rung werden, die das 2012 auslaufende Kyo-
to-Protokoll ersetzen soll. Bis zur nächsten, 
entscheidenden Klimakonferenz im Dezember 
in Kopenhagen sollen dazu Vorschläge ausge-
arbeitet sein.  

Die Idee scheint einfach: Wenn die von 
Zerstörung bedrohten Wälder geschützt wer-
den, bleiben sie als gewaltige Kohlenstoff-
speicher erhalten. Wenn der auf jährlich 13 
Millionen Hektar geschätzte Waldverlust ver-
ringert werden kann, bleibt der Kohlenstoff 
in den Pflanzen gebunden und gelangt nicht 
in die Atmosphäre, wo er zum Treibhausef-
fekt beitragen würde. Als Anreiz für die Tro-

penwaldländer sollen die Industrieländer den 
wirtschaftlichen Verlust kompensieren, den 
ein Verzicht auf den Holzeinschlag und auf 
die Umwandlung von Wäldern in landwirt-
schaftliche Flächen bedeutet. Doch wie das 
im Detail funktionieren kann und soll, ist noch 
weitgehend offen. 

Waldschutz messbar machen

Die Grundidee eines REDD-Mechanismus 
besteht darin, auf der Basis historischer Da-
ten die durchschnittliche Entwaldung in einem 
Referenzzeitraum (zum Beispiel den 1990er-
Jahren) zu berechnen und als „Baseline“ 
festzulegen: Sind Staaten in der Lage, ihre 
Entwaldungsrate unter diesen Wert zu sen-
ken, erhalten sie Zahlungen, die nach einem 
noch zu entwickelnden Schlüssel zugewiesen 
werden. 

Einige plädieren allerdings auch für klein-
flächigere REDD-Projekte. Regionale Maßnah-
men, zum Beispiel der verbesserte Schutz 
eines Nationalparks, führen aber möglicher-
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weise nur dazu, dass Holzfäller oder Siedler in 
weniger gut kontrollierte Gebiete ausweichen. 
Jeder wirksame Mechanismus muss deshalb 
sicherstellen, dass Entwaldung verringert und 
nicht nur von einem Ort an einen anderen 
verlagert wird. „Leakage“ ist hier das Stich-
wort, das die Schlupflöcher beschreibt – die 
undichten Stellen im Gesetzestext.  

Voraussetzung für einen wirksamen REDD-
Mechanismus ist ein verlässliches Kontroll-
system, bestehend aus Überwachung (Moni-
toring) und Nachweisführung (Verifizierung). 
Die Auswertung von Satellitendaten liefert 
mittlerweile gute Ergebnisse bei der Über-
wachung der Waldflächen. Die Degradierung 
von Wäldern lässt sich so aber nicht messen. 
Auch die Berechnung des auf einer Waldfläche 
gebundenen Kohlenstoffs orientiert sich in er-
ster Linie am Holzvolumen der Bäume. Der im 
Boden gespeicherte Kohlenstoff wird dagegen 
bestenfalls geschätzt. Für die verschiedenen 
Waldtypen wurden deshalb Größenordnungen 
für das Verhältnis von oberirdischem zu unter-
irdischem Kohlenstoff vorgeschlagen, die von 
1:1 für die Wälder der gemäßigten Zonen bis 
zu 1:5 für Tieflandregenwald auf Torfböden 
reichen. 

Zertifikatehandel oder Fonds?  

Besonders kontrovers wird die Frage dis-
kutiert, wo das Geld für REDD herkommen soll. 
Einige Länder – und auch internationale Or-
ganisationen wie die Weltbank – bevorzugen 
einen marktbasierten Mechanismus, also den 
freien Handel mit CO2-Minderungszertifikaten 
aus verringerter Entwaldung. Mit dem Kauf von 
REDD-Zertifikaten im Rahmen des internationa-
len Emissionshandels könnten Staaten und In-
dustrie aber das Recht erwerben, den eigenen 
Ausstoß von Klimagasen nicht verringern zu 
müssen. Damit würde ein weiteres Schlupfloch 
für jene entstehen, die mit kostengünstigen 

Investitionen in Waldschutz die fortgesetz-
te Nutzung veralteter, aber gewinnträchtiger 
Technologien rechtfertigen wollen. Die mei-
sten Umwelt- und Entwicklungsorganisationen 
fordern deshalb, Zertifikate für den Walder-
halt aus dem Emissionshandel herauszuhalten. 
Denn die Bindung von Kohlenstoff in Wäldern 
ist reversibel, sei es durch natürliche Katastro-
phen oder durch vorsätzliche Zerstörung. Der 
Ausstoß von Klimagasen bei der Verbrennung 
fossiler Energieträger ist dagegen irreversibel. 
Jeder Marktmechanismus, der ein Aufrechnen 
von „grünem Kohlenstoff“ (aus Walderhalt) 
gegen „schwarzen Kohlenstoff“ (aus fossilen 
Quellen) erlaubt, kann de facto zu einem An-
stieg der Treibhausgase in der Atmosphäre 
führen – und damit zu einer Beschleunigung 
des Klimawandels. 

Außerdem ist der Emissionshandel kei-
ne verlässliche Quelle für die Finanzierung 
von Waldschutz. Die notwendigen Maßnah-
men zum Schutz von Wäldern müssen lang-
fristig geplant und unterstützt werden, der 
Kohlenstoffmarkt dagegen unterliegt starken 
Schwankungen. Wenn kurzfristig billige Wald-
zertifikate in direkter Konkurrenz zu anderen 
Kohlenstoffzertifikaten stehen, droht eine De-
stabilisierung des Marktes. Mit einem Verfall 
des Kohlenstoffpreises würde auch der Anreiz 
sinken, in erneuerbare Energien und saubere 
Technologien zu investieren. Darüber hinaus 
würde sich Naturschutz zunehmend am Koh-
lenstoffgehalt der Wälder orientieren statt an 
ihrer biologischen Wertigkeit oder ihrer Be-
deutung für traditionelle Nutzungssysteme. 

Eine Alternative zu Marktmechanismen 
sind Fonds, in die zum Beispiel Abgaben auf 
Treibhausgasemissionen oder die Erlöse aus 
der Versteigerung von Emissionsrechten ein-
gezahlt werden. Sie könnten genutzt werden, 
um schnelle und kosteneffektive Maßnahmen 
zum Schutz der Wälder zu finanzieren, wie die 
Beendigung der kommerziellen Holznutzung in 
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Krisengipfel der  
Klimageschädigten

Klimawandel hat starke Aus-
wirkungen auf indigene Völker

Ende April kamen Vertreter indigener Völker aus aller Welt in Anchorage (Alaska) zusammen, 
um eine gemeinsame Stimme im Kampf gegen den Klimawandel zu finden. Das Ergebnis ihrer 

Beratungen soll im Dezember der Kopenhagener Weltklimakonferenz vorgelegt werden. 

Primärwäldern und die Sicherung von Land-
rechten indigener und lokaler Gemeinschaften, 
die in und von Wäldern leben. 

Ein weiterer Vorteil eines Fonds ist die 
Möglichkeit, auch Länder mit einer geringen 
Entwaldungsrate in das Programm einzube-
ziehen. Ein Marktmechanismus würde sich da-
gegen zwangsläufig auf die Länder mit dem 
höchsten Waldverlust konzentrieren. Allein auf 
die vier Spitzenreiter Indonesien, Brasilien, 
Malaysia und Myanmar (Burma) würden be-
reits zwei Drittel aller REDD-Zertifikate ent-
fallen. 

Wälder sind mehr als Kohlenstoffspeicher  

Sollte REDD zu einem Teil des Kyoto-Fol-
geabkommens werden, besteht die Gefahr, 
dass Wälder einseitig auf ihre Funktion als 
Kohlenstoffspeicher reduziert werden. Des-
halb muss in den kommenden Verhandlungen 

sichergestellt werden, dass die ökologischen 
und sozialen Funktionen von Wäldern den Kli-
maschutzaspekten nicht untergeordnet wer-
den: Die Aufrechnung von Waldzerstörung 
gegen Wiederaufforstung, die zu Unworten 
wie „Netto-Entwaldung“ führt, muss ebenso 
ausgeschlossen werden wie die Umwand-
lung von Naturwäldern in Ölpalmen- oder 
Eukalyptusplantagen oder die Verdrängung 
lokaler Bevölkerung von „marginalem“ oder 
„ungenutztem“ Land durch großflächige Auf-
forstungsprojekte. 

REDD könnte einen wichtigen Beitrag dazu 
leisten, den fortschreitenden Waldverlust zu 
verringern. Erfolgversprechend wird der Me-
chanismus aber nur, wenn es gelingt, eine 
Verringerung von Treibhausgasemissionen mit 
dem Schutz der biologischen Vielfalt und einer 
umfassenden Beteiligung der lokalen Bevöl-
kerung zu verbinden.  

Wissenschaftler sind sich einig, dass 
die indigenen Völker von der Veränderung 
des Erdklimas am stärksten betroffen sind. 
Dies gilt in besonderem Maße für die rund 
3,8 Millionen Menschen, die nördlich des Po-
larkreises leben. Rund 800 Kilometer östlich 
des Veranstaltungsortes liegt das Inuit-Dorf 
Newtok. Seine 320 Einwohner mussten bereits 
im letzten Jahr ihre Häuser aufgeben, weil der 
Permafrostboden, der den Gebäuden und Stra-
ßen als Fundament diente, auftaute und sie 
dadurch den festen Boden unter ihren Füßen 
verloren - für viele Einwohner galt dies auch 
im übertragenen Sinne. 

Weil der Permafrostboden 
taut und der Meeres-

spiegel steigt, muss auch 
das Inuitdorf Kivalina 
umgesiedelt werden. 
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Weitere Informationen und die Erklärung von 
Anchorage gibt es unter 
www.indigenoussummit.com.

Die Kosten für den Zwangsumzug in eine 
15 Kilometer entfernte höhere Lage werden 
auf Dutzende Millionen Dollar geschätzt. Dabei 
ist Newtok kein Einzelfall. Nach einer Studie 
von Ingenieuren der US Armee sind 26 Dör-
fer unmittelbar bedroht, weitere 60 müssen 
wahrscheinlich in den nächsten zehn Jahren 
umgesiedelt werden. Meist ziehen die Einwoh-
ner weiter nach Norden, wo die Erderwärmung 
bislang noch nicht so starke Auswirkungen 
zeigt. Wie lange sie bleiben können, ist offen.

Klima-Migration droht auch den Carteret 
Inseln im Südpazifik. Der steigende Meeres-
spiegel zwingt die 3.000 Bewohner, Zuflucht 
in Papua-Neuguinea zu suchen, berichtete Sam 
Johnston von der Universität der Vereinten 
Nationen. Indigenen Völker gehören zu den 
ersten, die die Auswirkungen des Klimawan-
dels spüren, obwohl sie am wenigsten dazu 
beitragen. 

Vertreter der Dayak aus Borneo berichteten 
von höheren Wasserständen in ihren Flüssen, 
dem Verlust traditioneller Heilpflanzen und 
den Auswirkungen von Klimaveränderungen 
auf Vogelarten. Temperaturveränderungen 
in den Anden haben zu einer Zunahme von 
Lungenkrankheiten und einer Verkürzung der 
Anbauzeit für Grundnahrungsmittel geführt. 

Aber indigene Völker zeigen auch Lö-
sungen auf. In Australiens Northern Territory 
werden von den Aborigines über das ganze 
Jahr verteilt kleine Feuer gelegt. So können 
nicht nur effektiv große Buschbrände verhin-
dert werden, die im Süden Australiens verhee-
rende Schäden angerichtet haben, es werden 
auch CO2-Emmissionen verhindert. 

Grund genug für die Delegierten, in der 
„Erklärung von Anchorage“ eine stärkere Rolle 
der indigenen Völker in den internationalen 
Klimakonferenzen zu fordern. Dazu gehört 
auch ein offizieller Beraterposten bei den 
Verhandlungen um ein Nachfolgeabkommen 
für das Kyoto-Protokoll. Denn obwohl sie 

den geringsten Beitrag zu den Umweltverän-
derungen geleistet hätten, seien sie oft am 
direktesten von den Auswirkungen betroffen, 
so die Vorsitzende des Inuit-Polarrats (Inuit 
Circumpolar Council), Patricia Cochran, eine 
der Organisatorinnen der Konferenz.

Die Auswirkungen der 
Erderwärmung sind im 
hohen Norden besonders 
stark zu spüren. 
Wenn das Eis ausbleibt, 
wird die Jagd immer 
schwieriger. 
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Bis vor kurzem war Surinam das einzige 
Land in Südamerika, das seiner indigenen Be-
völkerung keine Eigentums- oder Nutzungs-
rechte an ihrem traditionellen Land zuerkann-
te. Indianer und Maroons, die Nachkommen 
von im 18. Jahrhundert befreiten afrikanischen 
Sklaven, stellen etwa 20 Prozent der Bevölke-
rung Surinams und leben zu einem großen Teil 
im tropischen Regenwald des Binnenlandes. 
Hier kommt es immer wieder zu Konflikten 
mit Holzfirmen und Bergbauunternehmen, 
die von der Regierung Konzessionen für die 
Nutzung großer Waldgebiete erhalten, ohne 
dass die traditionelle Bevölkerung informiert, 
geschweige denn um ihre Zustimmung gebe-
ten worden wäre.

Die Saramakaner sind eine von sechs 
Maroon-Gruppen in Surinam. 1963 verloren 

sie fast die Hälfte ihres traditionellen Landes 
durch einen über 1.500 km2 großen Staudamm, 
der in erster Linie Strom für den Betrieb einer 
Aluminiumhütte liefert. Ein Teil der vertrie-
benen Saramakaner lebt bis heute in Umsied-
lungscamps, andere haben neue Siedlungen 
am Oberlauf des Surinam-Flusses gegründet. 

Wanze Eduards ist ein traditioneller Füh-
rer der Saramakaner mit mehreren Ämtern: 
Oberhaupt seines Dorfes Pikin Slee, höchster 
Repräsentant von 36 Dörfern in einer Sek-
tion des Oberen Surinam-Flusses und einer 
der vier Mitglieder der traditionellen Führung 
aller Saramakaner. Auch Hugo Jabini stammt 
aus einer Familie traditioneller Führer. Heute 
studiert der 44-jährige Jura an der Universität 
von Surinam.

Holzfäller zerstören die Lebensgrundlage 
der Maroons

Als die Regierung in den 1990er Jahren 
Holzeinschlagslizenzen im Siedlungsgebiet der 
Saramakaner vergab, kam es zu Konflikten, 
nachdem Gärten und Felder durch die Holzfäl-
ler zerstört wurden. Regierungsvertreter droh-
ten den Maroons mit Verhaftung, wenn sie 
die Arbeit der Holzfirmen behindern würden. 
Eduards und Jabini organisierten Versamm-
lungen in den am stärksten betroffenen Ge-
meinden. Als sich herausstellte, dass es in 
fast 70 Dörfern mit über 25.000 Einwohnern 
ähnliche Probleme gab, wurden die Versamm-
lungen auf alle Siedlungen der Saramakaner 
ausgeweitet. Unter der Leitung von Eduards 
und Jabini wurde die Association of Saramaka 
Authorities (ASA) gegründet, um sich gezielter 

Erfolg beim Kampf  
für Landrechte

Maroons aus Surinam  
erhalten den Goldman Preis 
In diesem Jahr haben Wanze Eduards und Hugo Jabini, zwei Saramakaner Maroons aus 

Surinam, den begehrten Goldman Umweltpreis bekommen. Er ist eine international 
beachtete Anerkennung für ihren jahrelangen Einsatz für die Landrechte der traditionellen 

Bevölkerung Surinams. Gemeinsam mit dem englischen Forest Peoples Programme 
unterstützt ARA ihre Arbeit.

Auf Dorfversammlungen 
wurde der Kampf für 

Landrechte organisiert. 
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für den Schutz der Siedlungsgebiete und die 
Anerkennung von Landrechten einsetzen zu 
können. In der Folge wurden Saramakaner 
ausgebildet, um verlässliche Karten zu erstel-
len, die erstmals die Größe des traditionell 
genutzten Landes und die Auswirkungen der 
Holzeinschlagskonzessionen dokumentierten. 
Hierbei wurden sie auch von ARA unterstützt.

Nach über 60 Versammlungen wurde im-
mer deutlicher, dass die Regierung einseitig 
die Position der Konzessionäre vertrat und 
sich die Rechte der Saramakaner innerhalb von 
Surinam nicht durchsetzen ließen. Im Oktober 
2000 reichte ASA eine Petition bei der Inter-
amerikanischen Menschenrechtskommission 
ein. Jabini und Eduards sammelten die not-
wendigen Informationen und stellten sicher, 
dass möglichst viele über den Verlauf der Ver-
handlungen informiert und an Entscheidungen 
beteiligt waren. 

Das Vorgehen hatte Erfolg. 2002 und ein 
weiteres Mal 2004 forderte die Menschen-
rechtskommission die Regierung von Surinam 
auf, Holzeinschlag, Bergbau und andere Pro-
jekte auf dem von Saramakanern bewohnten 
und genutzten Land einzustellen, solange 
die im Verfahren erhobenen Vorwürfe nicht 
untersucht seien. Außerdem verlangte die 
Kommission geeignete Maßnahmen, um das 
Wohlergehen der Saramakaner sicher zu stel-
len. Dies und die weiterhin von Jabini und 
Eduards gesammelten Beweise führten zu ei-
ner Unterbrechung aller laufenden Projekte.

Da sich die Regierung aber weigerte, 
die vergebenen Lizenzen aufzuheben und 
den weiteren Forderungen der Kommission 
nachzukommen, übertrug die Kommission 
das Verfahren an den Interamerikanischen 
Gerichtshof für Menschenrechte. Nach zahl-
reichen Verhandlungen entschied das Gericht 
im November 2007 nicht nur, dass das Gebiet 
der Saramakaner rechtlich anerkannt und ge-
schützt werden muss, sondern auch, dass ein 
gesetzlicher Rahmen für die Anerkennung der 
Rechte aller indigener und traditioneller Völker 
Surinams geschaffen werden muss. 

Ein wichtiger Schritt für Landrechte 
im ganzen Kontinent

Im Januar 2008 erklärte die Regierung von 
Surinam öffentlich, dass sie die im Urteil gefor-
derten Maßnahmen umsetzen werde. Um Zeit 
zu gewinnen, wurde der Gerichtshof allerdings 
um zusätzliche Erläuterungen gebeten. Diese 
liegen seit Ende 2008 vor und bestätigen das 
Urteil in aller Deutlichkeit. 

Das Urteil des Interamerikanischen Ge-
richtshofs hat Auswirkungen, die weit über 
Surinam hinausgehen. Denn bis auf Brasilien, 
Belize und Mexiko haben sich alle Staaten Süd- 
und Mittelamerikas verpflichtet, sich den Ent-
scheidungen des Gerichtshofs zu unterwerfen. 
Die anderen müssen jedem sie betreffenden 
Urteil einzeln zustimmen. 

Damit bestehen jetzt in vielen Ländern 
neue Möglichkeiten, um gegen waldzerstö-
rende Vorhaben vorzugehen. Denn das Gericht 
hat entschieden, dass Konzessionen zur Nut-
zung natürlicher Ressourcen auf dem Land in-
digener oder in Stämmen lebender Völker nur 
vergeben werden dürfen, wenn sie vier Bedin-
gungen erfüllen: Die effektive Beteiligung der 
betroffenen Völker muss gewährleistet sein, 
es muss eine angemessene Beteiligung an den 
Erträgen geben, es müssen vorab Umwelt- und 
Sozialverträglichkeitsprüfungen durchgeführt 
worden sein, und Staaten haben die Pflicht, 
angemessene Vorkehrungen zu treffen, um si-
cher zu stellen, dass diese Aktivitäten keine 
signifikanten Auswirkungen auf das traditio-
nelle Land und die natürlichen Ressourcen der 
indigenen Völker haben. 

Ein großer Erfolg: Denn damit besteht eine 
rechtliche Grundlage, um gegen die Vergabe 
von Konzessionen auf Indianerland vorzuge-
hen.

Wanze Eduards und 
Hugo Jabini
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Der Sennelandschaft 
droht Gefahr

Britisches Militär plant Aus-
weitung des Übungsbetriebs

Die Senne ist ein etwa 250 km2 großes Gebiet im Nordosten Nordrhein-Westfalens. Seit über 
100 Jahren wird etwa die Hälfte als Truppenübungsplatz genutzt. Obwohl seit 1991 ein 

Beschluss des Landtages von NRW vorliegt, das ökologisch wertvolle Gebiet als Nationalpark 
auszuweisen, ist dies bis heute nicht geschehen. Nun bedroht der geplante Bau von Pan-

zerstraßen und Kampfdörfern die einzigartige Landschaft. In einem Gastbeitrag erläutert der 
Vorsitzender des Fördervereins Nationalpark Senne-Eggegebirge, Prof. Dr. Karl A. Otto, 

die aktuelle Situation. 

seltene Schwarzstorch hat hier sichere Brut-
reviere gefunden, ebenso der stark gefährdete 
Ziegenmelker, die Heidelerche und die Bech-
steinfledermaus – um nur einige zu nennen. 
In den Bächen tummeln sich Groppen (Fisch 
des Jahres 2006) und das in Deutschland vom 
Aussterben bedrohte Neunauge. 

Zu den Besonderheiten der Landschaft ge-
hören Binnendünen und Heideflächen, Moore 
und Trockenrasen an warmen Kalkhängen, tro-

Vor circa 200.000 Jahren formte der eiszeit-
liche Gletscherrand am Teutoburger Wald eine 
Landschaft, die einzigartig in Mitteleuropa ist: 
die Senne mit mächtigen Sandablagerungen  
und einem Mosaik seltener Lebensräume. Ihr 
12.000 Hektar großes Kernstück wird seit über 
100 Jahren als Truppenübungsplatz genutzt. 
Hier findet man noch mehr als 5.000 Pflanzen- 
und Tierarten, von denen über 500 auf der 
„Roten Liste“ gefährdeter Arten stehen. Der 

Sand und offene Heide-
flächen prägen die 

Landschaft der Senne.



ARA-Magazin 11 11

ckener Eichen-Birken-Wald und Erlen-Birken-
Bruchwälder, Quellsümpfe, Feuchtwiesen und 
Quellbäche mit reinstem Wasser. 

Seit dem Mittelalter wurde die Landschaft 
auch durch menschliche Eingriffe geprägt. An 
vielen Stellen entstanden durch Rodung Heide-
flächen und kleine Steppen. Diese Landschaft 
von großartiger Schönheit blieb erhalten, weil 
sie seit 1892 wegen der Abschirmung durch 
das Militär von Landwirtschaft, Siedlungs- und 
Straßenbau weitgehend verschont blieb. In 
einer Studie des Bundesamtes für Naturschutz 
kamen die Gutachter 1997 zu dem Schluss: 
„Die Senne ist der bedeutendste, zusammen-
hängende Biotopkomplex des Bundeslandes 
NRW. Für einige Arten ist sie zudem der einzige 
Lebensraum in NRW bzw. in ganz Nordwest-
Mitteleuropa.“  

Im Rahmen des Umweltschutzprogramms 
„Natura 2000“, mit dem ein europaweit ver-
netztes Naturschutzgebiet geschaffen werden 
soll, wurde die Senne von der EU als euro-
parechtlich geschütztes  FFH-Gebiet (Flora-
Fauna-Habitat) und Vogelschutzgebiet ausge-
wiesen. Das Gebiet ist ökologisch so wertvoll, 
dass der Landtag 1991 einstimmig, d.h. mit 
Zustimmung der Abgeordneten aller Parteien 
beschlossen hat, die Senne als Nationalpark 
auszuweisen, sobald das britische Militär den 
Truppenübungsplatz räumt. 

Nationalpark trotz Militär?

Der militärische Rückzug aus der Senne 
ist indes nicht mehr – wie 1991 noch ange-
nommen – unabdingbare Voraussetzung für 
eine nationalparkkonforme Entwicklung der 
Natur auf dem Truppenübungsplatz. Das zei-
gen britische Beispiele. In England werden 
von elf Nationalparken sieben auch für mili-
tärische Übungen genutzt. Das wäre auch in 
der Senne möglich. Entsprechende Verhand-
lungen von Landes-, Bundes- und britischer 
Regierung standen 2005 auch bereits vor dem 
Abschluss. Nur durch den Regierungswechsel 
zunächst in NRW (2005) und kurz danach auch 
im Bund fanden diese Verhandlungen ein ab-
ruptes Ende. 

Das Projekt Nationalpark Senne war damit 
aufgeschoben, aber nicht aufgehoben. Dass 
es auch künftig noch realisiert werden kann, 
ist aber an die Voraussetzung gebunden, die 
Sennelandschaft bis dahin durch die militä-
rische Nutzung nicht so schwer zu schädigen, 
dass sie den Kriterien für eine Ausweisung als 
Nationalpark nicht mehr genügt. Genau dies 
drohte der Senne aber durch umfangreiche 

Bauvorhaben des britischen Militärs, die im 
September begonnen werden und dem Ziel 
dienen sollen, „realitätsnahe“ und kosten-
günstige Übungsbedingungen zunächst für 
Militäreinsätze in Afghanistan, längerfristig 
auch für Einsätze in künftigen Krisengebieten 
zu schaffen. 

Widerstand gegen Kampfdörfer

In der Bevölkerung der Region stieß dieses 
Vorhaben indes auf erhebliche, und im Aus-
maß für das britische Militär wohl auch un-
erwartete Widerstände. Eine repräsentative 
Meinungsumfrage des EMNID-Instituts ergab, 
dass zwischen 72 Prozent (Höxter) und 88 
Prozent (Bielefeld) der Bevölkerung die ge-
plante Errichtung so genannter „Kampfdörfer“ 
und die Betonierung vieler Kilometer Panzer-
tracks ablehnen. In einem Offenen Brief an 
den britischen Verteidigungsminister, den 87 
Prominente aus der Region unterzeichneten 
(darunter namhafte Unternehmer, Landes- 
und Bundestagsabgeordnete, Wissenschaft-
ler, Gewerkschaftsvertreter und ehemalige 
Minister), wurde gefordert, die Planungen 

Konvoiroute 

Kampfdorf

Übungshöhle

Stützpunkt

Schießhaus

Arrestlager

Kreise markieren die ge-
planten Erweiterungen der 
militärischen Anlagen auf 
dem Truppenübungsplatz 
Senne. 
Die mit einem Kreuz mar-
kierten Standorte wurden 
nach Protesten zurück-
gezogen.
(Karte: Pro Grün)
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ersatzlos zu stoppen. Ebenso lehnten die Na-
turschutzverbände von OWL (Ostwestfalen) 
und die Regionalkonferenz OWL der SPD die 
Baumaßnahmen ab. Die Fraktion der Grünen 
stellte im Bundestag den (freilich abgelehnten) 
Antrag, dass auch die Bundesregierung von 
den Briten das Ende der Planungen fordern 
soll. Drei Bürgermeister von Anrainergemein-
den (Augustdorf, Schlangen, Bad Lippspringe) 
gingen ebenso auf Distanz wie spontan ge-
gründete Bürgerinitiativen, die bereits mehr 
als 11.000 Unterschriften gegen den Bau der 
Kampfdörfer gesammelt haben.

Vermutlich unter dem Eindruck dieser Em-
pörung wurde das Bauprogramm inzwischen 
drastisch reduziert: Statt sechs neuer Kampf-
dörfer sollen noch drei gebaut werden, statt 
zwei Schießübungshäusern noch eins. Auf 
den Bau eines Höhlenkomplexes und neuer 
vorgeschobener Stützpunkte wird ganz ver-
zichtet, ebenso auf die geplante Betonierung 
von 49 km Panzerstraßen. Damit bleibt auch 
das ökologisch besonders wertvolle Gebiet 
der Kammerheide verschont. Das Schlimmste 
konnte somit verhindert werden. Aber auch 
die reduzierte Planung, die immerhin eine 
Ausweitung der Übungskapazität von 4.000 
auf bis zu 16.000 Soldaten vorsieht, bleibt für 
die Senne bedrohlich. 

Zur Rechtfertigung dieser Konzentrati-
on, Ausweitung und Intensivierung des mi-
litärischen Übungsbetriebs ausgerechnet im 
ökologisch wertvollsten Gebiet von NRW heißt 
es: Der Truppenübungsplatz Senne sei dafür 
am besten geeignet, weil die Ausbildung der 
Soldaten so „realitätsnah wie möglich“ er-
folgen müsse. Da mit Blick auf Afghanistan 
damit ja wohl kaum die Senne als Landschaft 
gemeint sein kann, wird „Realitätsnähe“ doch 
wohl eher von den geplanten Kampfdörfern 
erwartet. Die aber lassen sich überall errichten 
– zum Beispiel auch in England.

Nachsatz:
Am 25. Juni 2009, unmittelbar vor der Drucklegung dieses Heftes, 

erhielten die Naturschutzverbände die überraschende Nachricht, dass 
gemäß einem bereits im April zwischen dem Land NRW und der Bun-
desregierung geschlossenen Vertrag die Ausweisung eines Senne- 
Nationalparks bei laufender Nutzung als Truppenübungsplatz nicht 
weiter verfolgt wird. Eine vorher zugesagte Beteiligung der Natur-
schutzverbände an der Ausarbeitung dieses Vertrages fand nicht statt.
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Das „große Geschäft“

Hygienepapiere  
im Norden und im Süden 
Während die Menge an verbrauchten Hygienepapieren bei uns kontinuierlich zunimmt - und 
der europäische Pro-Kopf-Verbrauch heute schon viermal so hoch ist wie der weltweite 
Durchschnitt -, hat der Anteil von Altpapier bei der Produktion in den letzten Jahren bedenklich 
abgenommen. ARA befürchtet massive Konsequenzen für die Wälder weltweit und hat sich auf 
die Suche nach den Ursachen gemacht.

Primärfaservariante absolut vergleichbar ist. 
Die Vermutungen einer angeblich höheren 

Chemikalienbelastung bei Hygienepapieren 
aus Altpapier wurden ebenfalls mehrfach 
widerlegt. Vor nicht allzu langer Zeit gab es 
dazu  zwei Testberichte von Ökotest und Test, 
die eher mehr Chemie in Primärfaserpapieren 
fanden.

Darüber hinaus wird aufgrund hoher Tem-
peraturen bei der Trocknung der Papiere eine 
weitgehende Entkeimung von Papier erreicht, 
so dass ohnehin nur noch wenige und eher 
unbedenkliche Keime im Papier verbleiben.

Die dermatologische Unbedenklichkeit 
von Recycling-Hygienepapieren, die den 
Blauen Engel tragen, ist laut Mitteilung des 
Umweltbundesamtes seit langem gesichert. 
Bei Hygienepapieren mit dem Umweltzeichen 
dürfen sogar eine Reihe von Stoffen nicht ein-
gesetzt werden, für die es z.B. bei der Produk-
tion von Primärfasertoilettenpapieren keine 
vergleichbaren Beschränkungen gibt. 

Auch die Preise von Recyclingklopapier 
sind vergleichsweise niedrig, was für die 
VerbraucherInnen ebenfalls ein Anreiz ist, 
eher zu den umweltfreundlichen Varianten zu 
greifen. Bei Papiertaschentüchern aus Altpa-
pier könnte allerdings der ständig überhöhte 
Preis dazu beigetragen haben, dass sie einen 
schlechten Absatz hatten und deshalb vom 
Markt genommen wurden.

Verbraucher irritiert statt informiert

ARA hat insgesamt den Eindruck, dass 
VerbraucherInnen besonders auf dem Hygie-
nepapier-Sektor durch falsche Deklarierungen 
konstant in die Irre geführt werden und sich 
so gar nicht klar für umweltfreundliche Pro-
dukte entscheiden können. Das Vertrauen von 

Der Rückgang des Altpapiereinsatzes in 
der deutschen Hygienepapierproduktion über-
rascht, denn über lange Zeit war der Anteil an 
Sekundärfasern gerade bei dieser Papierspar-
te konstant hoch: 2003 wurden noch, ähnlich 
wie in den Vorjahren, 76 Prozent Altpapier 
bei der Herstellung von Hygienepapieren ein-
gesetzt, 2005 waren es plötzlich nur noch 57 
Prozent und 2008 mit 56 Prozent noch etwas 
weniger. 

Stattdessen bestehen die Wegwerfpro-
dukte wieder mehr und mehr aus hochwer-
tigen Zellstofffasern, die aus frisch gefällten 
Bäumen gewonnen werden. Allein für den 
europäischen Markt, der über ein Viertel des 
Weltmarkts umfasst, werden Jahr für Jahr 25 
Millionen Bäume gefällt, um kurz darauf in Eu-
ropas Mülltonnen und Kläranlagen zu enden, 
da benutzte Hygienepapiere für den Recycling-
kreislauf nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Die Hersteller sind aus Nachhaltigkeits-
gründen eigentlich besonders gefordert, ge-
rade bei Wegwerfprodukten den Altpapierein-
satz zu erhöhen statt zu senken. Die Produkte 
der fünf größten Hersteller von Hygienepa-
pieren in Europa, die zusammen über einen 
Marktanteil von rund 70 Prozent verfügen, 
enthalten aber fast nur Zellstoff.

Vorurteile längst widerlegt

Lassen alte Vorurteile gegenüber Recyc-
ling-Hygienepapieren Konsumenten wieder 
mehr und mehr zu herkömmlichen Papieren 
greifen?

Die Qualität von Hygienepapieren in Recy-
clingqualität kann eigentlich nicht der Grund 
für den sinkenden Altpapiereinsatz sein, denn 
VerbraucherInnen sollten längst gemerkt ha-
ben, dass dies optisch wie haptisch mit der  



ARA-Magazin 11 14

KundInnen in Öko-Siegel wird so langfristig 
untergraben.

Zum Beispiel haben Untersuchungen er-
geben, dass es besonders bei Toilettenpapie-
ren Recycling-Produkte gibt, die gar nicht als 
solche gekennzeichnet sind. Wahrscheinlich 
fürchten die Hersteller Verkaufseinbußen, 
wenn dies am Produkt vermerkt ist. 

Ein weiteres Problem ist, dass  große Dis-
counter zunehmend unter Eigenmarken Toilet-
tenpapiere, Haushalts- und Taschentücher aus 
Zellstoff mit nicht belegbaren Öko-Verspre-
chen vermarkten. Die im Stil eines Gütesie-
gels aufgemachten Garantien versprechen z.B.  
„100 Prozent Zellstoff aus Holz kontrollierter 
Herkunft“. Belege zur Überprüfung dieser Aus-
sagen können die Discounter auf Nachfrage 
meistens nicht vorlegen - weder zur Herkunft 
der Papier-Rohstoffe, noch über aussagekräf-
tige Zertifikate der jeweiligen Hersteller- und 
Zulieferbetriebe. Damit verstoßen die Anbieter 
gegen grundlegende Anforderungen an Um-
weltlabel , wonach alle Aussagen verifizierbar 
sein und Informationen dazu auf Nachfrage 
zugänglich gemacht werden müssen. 

Auch das verstärkt auftauchende FSC-
Siegel auf Papier lässt KonsumentInnen an-
nehmen, dass sie ein Produkt aus Altpapier 
in den Händen halten. Dass es sich dabei 
lediglich um Zellstoff aus umweltgerechterer 
Gewinnung handelt, ist ihnen meistens nicht 
klar. Und dass dieser Zellstoff sogar aus Eu-

kalyptusplantagen in Brasilien stammen kann, 
erst recht nicht.

Ein Blick in die Einkaufsregale macht es 
immer deutlicher: Das Angebot an umwelt-
freundlichen Toilettenpapieren, Taschentü-
chern und Küchenrollen schrumpft.

ARA fordert die Hersteller deshalb auf, 
mehr Recyclingpapier im Hygienebereich an-
zubieten. Außerdem sollte das Angebot of-
fensiver beworben werden, denn nur dann 
können Verbraucher durch die richtige Kauf-
entscheidung einen Beitrag zum Schutz der 
Wälder leisten. Besonders wichtig dabei: Re-
cycling-Produkte sind klar auf der Packung zu 
kennzeichnen, möglichst mit glaubwürdigen 
Umweltsiegeln und bevorzugt mit dem Blauen 
Engel. Denn die Umweltbilanz bei „normalem“ 
Hygienepapier ist im Vergleich katastrophal, 
vor allem dann, wenn der Zellstoff mehr und 
mehr von der Südhalbkugel stammt, wie die 
neuesten Statistiken zeigen.

Papier kommt zunehmend aus dem Süden

Waren bis vor wenigen Jahren die Staaten 
mit dem höchsten Papierverbrauch auch die 
Haupt-Produktionsstaaten von Zellstoff (Finn-
land, Schweden und Kanada), so wird heute 
mehr und mehr in den Ländern des Südens er-
zeugt. Aktuell im Blickfeld der Forstwirtschaft 
ist dabei Lateinamerika. Für 2010 wird davon 
ausgegangen, dass 25 Prozent des weltweit 
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nachgefragten Rohstoffes von dort  kommen 
werden (2005 waren es erst neun Prozent). 
Und die Hauptrolle dabei spielt Brasilien, das 
2004 noch auf Platz 5 unserer Zellstoffimport-
länder stand und in diesem Jahr auf Platz 1 
vorgerückt ist. Mit über 850.000 Tonnen ist 
Brasilien damit für Deutschland der bedeu-
tendste Zellstofflieferant.

Die wichtigsten Akteure bei dieser Stand-
ortverlagerung vom Norden in den Süden sind 
die europäischen Zellstoffgiganten: Stora Enso 
aus Schweden/Finnland, das zweitgrößte For-
stunternehmen der Welt, der finnische Konzern 
Botnia und in Brasilien das norwegisch-brasi-
lianische Unternehmen Aracruz Celulose - der 
mächtigste Zellstoffkonzern und der größte 
Produzent von gebleichtem Eukalyptuszell-
stoff weltweit.

Konkurrenzlos billig 

Die Firma Aracruz ist damit einer der groß-
en Player in einer wortwörtlichen "Wachstums-
branche". Der Firmenchef behauptet, Aracruz 
sei in den vergangenen Jahren drei mal so 
schnell gewachsen wie das brasilianische Brut-
toinlandsprodukt. Also scheinbar ein Segen für 
die strukturschwache Wirtschaft des Schwel-
lenlandes. Aracruz-Zellstoff ist begehrt, denn 
die Firma produziert durch niedrige Lohn- und 
Energiekosten und das schnelle Wachstum der 
Plantagen halb so teuer wie ihre europäischen 
oder nordamerikanischen Konkurrenten. 

Da Aracruz praktisch alle Wettbewerber 
abhängte, meinte der Chef des schwedisch-
finnischen Zelluloseproduzenten Stora Enso: 
"Wenn du deinen Konkurrenten nicht schlagen 
kannst, dann musst du dich mit ihm zusammen 
tun“. Der Trend ist eindeutig: Es gibt immer 
größere Firmenkonzentrationen in der Zellulo-
se- und Papierbranche, und mehr und mehr In-
vestitionen werden in Schwellenländern statt 
in den Industrieländern getätigt. Vor allem 
Brasilien, Russland und China sind die neuen 
Standorte der Zellulose-Industrie. 

Von den Gewinnen, die ein Konzern wie 
Aracruz einfährt, profitiert nur eine kleine pri-
vilegierte Gruppe – auf Kosten der Umwelt 
und der lokalen Bevölkerung. Auch exportiert 
Aracruz fast seine gesamte Produktion und 
zahlt damit keine Steuern. Über die Hälfte des 
Zellstoffs geht übrigens nach Europa.

Optimale Bedingungen

Die günstigen klimatischen Bedingungen 
in Lateinamerika, die dafür sorgen, dass 

Eukalyptus-Bäume in nur acht Jahren mit 20 
Meter Höhe schlagreif sind (in Skandinavien 
braucht eine Kiefer dafür ca. 80 Jahre), sind 
für die Zellstoffunternehmen ein Anreiz, in 
den dünn besiedelten Regionen Südamerikas 
ganze Landstriche aufzukaufen. Weiter locken 
in vielen Ländern Lateinamerikas nahezu un-
erschöpfliche Wasserreservoirs und äußerst 
investorenfreundliche ökonomische Rahmen-
bedingungen. So werden Freihandelszonen 
eingerichtet, Subventionen für die Forstwirt-
schaftsmonokulturen gezahlt, und Weltbank 
und Co. gewähren milliardenschwere Darlehen. 
Die Folge dieses Booms: Ganze Ökosysteme 
werden für die Herstellung von Zellulose-
Frischfasern zerstört, denn um die Werke mit 
Holz zu versorgen, werden die Eukalyptus-
monokulturen immer weiter ausgedehnt, wie 
z.B. in den brasilianischen Bundesstaaten Rio 
Grande do Sul, Bahia und Espirito Santo. Dabei 
werden oft Hand in Hand mit Großgrundbe-
sitzern und willfährigen Behörden die Land-
rechte der indigenen Bevölkerung oder von 
Kleinbauern missachtet. Die Zellstoff-Mono-
kulturen dehnen sich auch mehr und mehr auf 
fruchtbaren Böden aus. Auf diesen Flächen 
könnten Nahrungsmittel für Hunderttausende 
von Menschen angebaut werden. 
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